
über die bearbeiteten Verbesserungsvorschläge zu be­
richten und dadurch für die Ausarbeitung neuer Vor­
schläge Anregung und Anleitung zu geben.

Aus dieser Diskussion zieht das Ministerium der 
Justiz folgende Schlußfolgerungen:

1. Im Ministerium wird die Koordinierung und Kon­
trolle der Bearbeitung aller Verbesserungsvor­
schläge durch den Org. Instrukteur gründlich ver­
ändert.

2. Für die Behandlung der Verbesserungsvorschläge 
durch die Justizverwaltungsstellen wird durch das 
Ministerium der Justiz eine bestimmte Ordnung 
ausgearbeitet.

3. Das Ministerium verpflichtet die Justizverwaltungs­
stellen, die bestehenden Verwaltungsbrigaden zu 
unterstützen und anzuleiten.

4. Über die Behandlung von Verbesserungsvorschlägen 
wird in Zukunft konkret in der „Neuen Justiz“ be­
richtet werden.

„Staat und Recht“ — eine Hilfe für die juristische Praxis
Hinweis auf Heft 4 des 2. Jahrgangs

Von FRITZ WOLFF, Mitglied des Rechtsanwaltskollegiums Berlin

Der in der Praxis tätige Jurist wird, wenn er das 
Inhaltsverzeichnis des 4. Hefts von „Staat und Recht“ 
durchliest, in erster Linie an dem Studium des Artikels 
von Dr. Hilde B e n j a m i n  „Das Sowjetgericht — ein 
mächtiges Organ der Staatsmacht“ interessiert sein. In 
der Tat ist dieser Artikel ein Beispiel für die schöpfe­
rische Aneignung und Vermittlung sowjetischer Erfah­
rungen auf dem Gebiete der Justiz. Immer ist die Ver­
bindung zu unserer Wirklichkeit hergestellt und selbst 
die historischen Ausführungen sind von außerordent­
licher Aktualität.

Die Verfasserin beginnt ihre Abhandlung mit einem 
Abriß'der Entwicklung der Lehre vom Gericht seit dem 
Kommunistischen Manifest. In den Vordergrund stellt 
sie dabei den unmittelbaren Zusammenhang zwischen 
der Entwicklung der Lehre vom Gericht und der mar­
xistischen Lehre vom Staat. Wenn auch diese Fest­
stellung kaum überraschen kann, so ist doch die auf ihr 
beruhende Darstellung der Parallelität zwischen der 
Entwicklung des Sowjetstaates und der Entwicklung 
des sowjetischen Gerichts äußerst aufschlußreich für das 
Wesen des Gerichts als eines Organs des sozialistischen 
Staates überhaupt. Auf Grund dieser Darstellung ge­
langt Dr. Benjamin zu der Erkenntnis, „daß es kein 
entscheidendes Ereignis in der Entwicklung der Sowjet­
union gab, das sich nicht auf die Entwicklung des Ge­
richts auswirkte . . .“. Es bedarf keiner langatmigen 
Ausführungen, um die Bedeutung dieser durch die Ge­
schichte der Sowjetunion belegten These auch für die 
Rechtsprechung unserer Gerichte aufzuzeigen. Im fol­
genden definiert dann die Verfasserin das Sowjetgericht 
als „das Organ des Staates, dessen spezifische Aufgabe 
es ist, mit dem Mittel staatlichen Zwanges die revo­
lutionäre, die sozialistische Gesetzlichkeit zu sichern“ 
(S. 484). Diese prägnante Formulierung, die auch das 
Wesen der Rechtsprechung erkennen hilft, würde m. E. 
die Wirklichkeit noch vollständiger und damit richtiger 
widerspiegeln, wenn Dr. Benjamin schon hier zum Aus­
druck gebracht hätte, daß das Gericht diese Aufgabe 
nicht nur mit dem Mittel des Zwanges sondern auch mit 
dem Mittel der Überzeugung (Erziehung) erfüllt, worauf 
sie später (S. 488) eingehend hinweist.

Ein besonderer Vorzug des Aufsatzes besteht in den 
vielen wertvollen Zitaten, die uns die Autorin zur Er­
gänzung und Untermauerung ihrer eigenen Feststel­
lungen mitteilt. Einige von ihnen werden künftig zum 
ständigen Rüstzeug der Juristen gehören, da sie Gegen­
stand und Inhalt unserer Arbeit mit äußerster, ja 
kühner Klarheit aufzeigen. Hierher gehören insbeson­
dere die Lenin-Worte:

„Mit Kultur für die Gesetzlichkeit kämpfen, die 
Grenzen der Gesetzlichkeit in der Revolution auf 
keinen Fall vergessen.“

und
„Wir haben dann richtig und mit Erfolg Zwang an­
gewandt, wenn wir es verstanden haben, zuerst die 
Basis der Überzeugung zu schaffen.“

Viele schriftliche und mündliche Äußerungen würden 
erheblich an Wert gewinnen, wenn ihre Urheber sich 
an der Zitiermethode der Verfasserin ein Vorbild 
nehmen würden. Allerdings beruht diese Methode nicht

nur auf einer erstaunlichen Literaturkenntnis, sondern 
auch und vor allem auf eigenem wissenschaftlichen 
Durchdenken der Materie.

Im zweiten Teil ihres Artikels über das Sowjetgericht 
wendet sich Dr. Benjamin der Erziehungstätigkeit des 
sowjetischen Gerichts zu. Dabei geht sie davon aus, daß 
das Gericht j e d e  Funktion des Staates verwirklicht 
und bei der Verwirklichung jeder Funktion sowohl die 
Methode des Zwanges wie die Methode der Überzeugung 
anwendet (S. 488). In diesem Zusammenhang führt sie 
aus, daß die Strafe sowohl den Charakter der Unschäd­
lichmachung und der Abschreckung wie der Erziehung 
hat — eine Erkenntnis, die von großer praktischer Be­
deutung für die Strafzumessung ist.

Bei der Untersuchung der einzelnen Seiten der Erzie­
hungstätigkeit des sowjetischen Gerichts macht uns 
Dr. Benjamin u. a. auch mit eindrucksvollen Hinweisen 
Wyschinskis und Kalinins bekannt, die zeigen, welche 
Voraussetzungen erfüllt sein müssen, damit nicht nur 
der Angeklagte, sondern auch die Zuhörer durch das 
Gerichtsverfahren erzogen werden. Darüber hinaus muß 
durch eine geeignete Berichterstattung in der Presse die 
breiteste Öffentlichkeit von der erzieherischen Wirkung 
des Gerichtsverfahrens erfaßt werden. Hierzu schreibt 
Dr. Benjamin: „Wir wissen, daß die Berichterstattung 
über Gerichtsverfahren einer der schwächsten Punkte 
unserer Presse ist.“ Hierin wird ihr wohl jeder Richter 
oder Staatsanwalt beipflichten, der je einmal einen Be­
richt über ein Verfahren, an dem er beteiligt war, in der 
Zeitung gelesen hat.

Es wird nicht erst seit heute auf die erzieherische 
Bedeutung der Gerichtsverfahren hingewiesen, und 
manche haben diese Hinweise mißverstanden und aus 
der Verhandlung oder dem Plädoyer eine Art Predigt 
gemacht. Deshalb ist es gut, daß die Verfasserin noch 
einmal an die Worte Wyschinskis erinnert, daß das 
Gericht keine „moralisierende Behörde“ ist.

In dem dritten, abschließenden Teil ihrer Arbeit be­
handelt Dr. Benjamin die Methoden, die das sowjetische 
Gericht zur Erfüllung seiner Aufgaben anwendet, wobei 
sie hervorhebt, daß es sich im allgemeinen um die 
gleichen Methoden handelt, die für die „Verwaltung“ 
im engeren Sinne kennzeichnend sind. An dieser Stelle 
des Artikels werden besonders die Mitarbeiter der 
Justizverwaltungsstellen wesentliche Hinweise für ihre 
Arbeit finden. Es ist jedoch hier nicht der Raum, näher 
auf sie einzugehen.

Der Auseinandersetzung mit den Verhältnissen in 
Westdeutschland ist der Artikel von Professor Dr. Karl 
P o l a k  „Vier Jahre Bonner Separatstaat“ gewidmet. 
Auch hier fällt die Menge des verarbeiteten Materials 
auf, das der praktisch tätige Jurist häufig mit großem 
Nutzen verwenden können wird.

Kann es eine bessere Charakteristik der Entstehungs­
geschichte des Bonner Separatstaates und seiner „Ver­
fassung“, die im ersten Abschnitt von Polaks Arbeit 
geschildert wird, geben als die Worte, mit denen Giese 
seinen Kommentar des Bonner Grundgesetzes beginnt: 
„Im Anfang war die Weisung“? Aus vielen ähnlichen 
Selbstzeugnissen läßt so der Verfasser das beschämende
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